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Dritte Verordnung zur Änderung der Betäubungsmittel-Verschrei-
bungsverordnung 

Drucksache: 222/17

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Wesentliches Ziel dieser Verordnung ist es, die betäubungsmittelrechtlichen 
Regelungen zur Substitutionstherapie an den wissenschaftlichen Erkenntnisfort-
schritt und aktuelle praktische Bedürfnisse anzupassen. 

Insgesamt zielen die Änderungen auch auf die Förderung der Motivation von 
Ärztinnen und Ärzten ab, Menschen die insbesondere durch den Missbrauch 
von unerlaubt erworbenen Opioiden abhängig geworden und damit schwer 
erkrankt sind, im Rahmen einer ärztlichen Substitutionstherapie zu behandeln. 
Aus Gründen der Qualitätssicherung ist anzustreben, dass sich möglichst viele 
suchtmedizinisch qualifizierte Ärztinnen und Ärzte, insbesondere im ländlichen 
Raum, an dieser wichtigen Versorgungsaufgabe beteiligen. 

Die betäubungsmittelrechtlichen Regelungen für die Substitutionstherapie der 
insbesondere durch den Missbrauch von unerlaubt erworbenen Opioiden 
abhängigen Patientinnen und Patienten sollen sich auf die Festsetzung des 
Rahmens der Therapie und ihrer Ziele sowie die Sicherheit und Kontrolle des 
Betäubungsmittelverkehrs konzentrieren. Hingegen werden Substitutions-
sachverhalte, die unmittelbar ärztlich-therapeutische Bewertungen betreffen, 
nicht mehr im Bundesrecht geregelt, sondern in die Richtlinienkompetenz der 
Bundesärztekammer überführt. 

Das betrifft insbesondere Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen 
der Einleitung einer Substitutionstherapie, zum Beikonsum, zum Verschreiben 
des Substitutionsmittels, zur eigenverantwortlichen Einnahme sowie zur 
Entscheidung über die Erforderlichkeit einer Einbeziehung psychosozialer 
Betreuungsmaßnahmen.  
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Mit dem Ziel eines flexibleren Versorgungszuganges der Substitutionspatienten, 
auch im ländlichen Raum, werden: 

- der Katalog derjenigen Einrichtungen, in denen Substitutionspatienten ihr 
Substitutionsmittel zum unmittelbaren Verbrauch erhalten können, deutlich 
erweitert, 

- der Kreis derjenigen Personen, die zukünftig das Substitutionsmittel zum 
unmittelbaren Verbrauch an Substitutionspatienten überlassen dürfen (in 
Einrichtungen, die durch die Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung 
bestimmt werden sowie auf der Grundlage einer schriftlichen oder elek-
tronischen Vereinbarung zwischen den die Substitutionsbehandlung weiter-
hin verantwortenden Ärztinnen und Ärzten und diesen Einrichtungen), 
ausgeweitet und 

- die Zahl der Substitutionspatienten, die unter konsiliarischer Beratung von 
einer suchtmedizinisch nicht qualifizierten Ärztin oder einem entsprechen-
den Arzt behandelt werden dürfen, von bisher drei auf zehn angehoben. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Gesundheitsausschuss und der Innenausschuss
empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung zuzustimmen. 

Darüber hinaus empfiehlt der federführende Gesundheitsausschuss, das 
Fassen einer Entschließung, mit der die Bundesregierung aufgefordert werden 
soll, drei Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung darüber zu berichten, ob die 
Erleichterungen für Ärzte bei der Durchführung einer Substitutionsbehandlung 
Erfolg gezeigt haben. 

Einzelheiten sind der BR-Drucksache 222/1/17 zu entnehmen. 


